
 

 

Anmerkungen zu den Anregungen und Hinweisen von der Hessischen Gesellschaft für 

Ornithologie und Naturschutz Hessen e. V. (HGON) vom 25.09.2019 
 
Die Hinweise und Bemerkungen sind erneut sehr umfangreich und betreffen viele Aspekte des 
Abschlussberichts. Antworten auf viele der in der Stellungnahme formulierten Fragen, befinden sich 
im Abschlussbericht zu den vorbereitenden Untersuchungen, die in diesem Antwortschreiben nicht 
wiederholt werden können.   
 
Vorbemerkung: 
 
Die vorbereitenden Untersuchungen zu einem städtebaulichen Entwicklungsbereich wurden von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossen, um Beurteilungsunterlagen über die 
Festsetzungsvoraussetzungen für einen städtebaulichen Entwicklungsbereich zu erarbeiten. Es 
sollen Grundlagen für die Entscheidung gewonnen werden, ob in dem Untersuchungsgebiet oder in 
Teilen davon eine städtebauliche Entwicklungsmaßnahme durchgeführt werden kann oder soll. Eine 
städtebauliche Entwicklungsmaßnahme ist ein Instrument des besonderen Städtebaurechts zur 
zügigen Baulandbeschaffung. Sie dient der schnellen Mobilisierung von Bauland für Wohngebäude, 
Arbeitsstätten oder Gemeinbedarfseinrichtungen ebenso, wie der Finanzierung der kommunalen 
Entwicklungskosten. Die vorbereitenden Untersuchungen für die Maßnahme ist im Prinzip mit einer 
Machbarkeitsanalyse zu vergleichen, daraus ist auch die notwendige Detailschärfe der 
Untersuchungen abzuleiten. Die vorbereitenden Untersuchungen nehmen nicht Untersuchungen zur 
Bauleitplanung (FNP oder Bebauungsplan) vorweg.  
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Die vorgetragenen Anforderungen nach weitergehenden Untersuchungen sind daher erst in den 
nachfolgenden Bauleitplanverfahren zu erfüllen, da erst dann sicher ist, welche konkreten Ziele die 
Stadtverordnetenversammlung mit der Planung verfolgen will. 
 
Da im Rahmen der Untersuchungen auch erste Planungskonzeptionen thematisiert werden und 
diese grundsätzliche Bedeutung für die Entwicklung Wiesbadens darstellen, hat die 
Stadtverordnetenversammlung festgelegt, dass die Untersuchungen und der Arbeitsprozess 
öffentlich und transparent erfolgen sollen. Im Rahmen dieses öffentlichen 
Kommunikationsprozesses wurde bereits früh mit Vertretern der Hessischen Gesellschaft für 
Ornithologie und Naturschutz e. V. Kontakt aufgenommen und direkt oder über den 
Naturschutzbeirat die Vorgehensweise, die inhaltlichen Schwerpunkte und laufend die 
Arbeitsergebnisse diskutiert. Auch in dem Termin am 12.02.2019 ging es im Gespräch darum, der 
HGON weitergehende Informationen zuzuleiten und offene Fragen zu beantworten – soweit dies 
aufgrund des Planungsstands (s.o.) möglich war.  
 
Es wurde in der Stellungnahme vom 15.09.2019 darauf hingewiesen, dass die HGON sich nicht 
grundsätzlich gegen Wohnbebauungen oder Gewerbeansiedlungen (in Wiesbaden) richtet, sondern 
sich Ihre Kritik „alleine auf den Standort, das Ostfeld“ bezieht.  
 
Bereits WISEK 2030+ stellt den Bereich „Ostfeld“ als einen wichtigen Impulsraum für die weitere 
Entwicklung von Wohnen und Arbeiten in Wiesbaden dar. Im Einleitungskapitel des Berichts über 
die vorbereitenden Untersuchungen (VU-Bericht) sind die wesentlichen Ergebnisse von WISEK 
2030+ dargestellt (siehe S. 1ff). D.h. auch unter stadtplanerischen Aspekten wird der Standort 
„Ostfeld“ (neben einer Entwicklung „Perspektivfläche West“) gegenüber anderen in Wiesbaden 
möglichen präferiert.  
Im VU-Bericht sind weitere Vorteile des Standorts genannt: 
 

• Lage an den leistungsfähigen 4-spurigen Straßen B 455 und A 671 – kein anderer Standort 
außer den von der Domäne Mechthildshausen bewirtschafteten Flächen ist derart gut 
angebunden 

• Günstige Lage zur Erschließung mit einem schienengebundenen ÖPNV (City-Bahn) 
• Bereits über 80 % der Grundstücke befinden sich im Besitz der öffentlichen Hand 
• Ausschließlich konventionell bewirtschaftete ackerbauliche Nutzflächen werden für die 

Siedlungsentwicklung in Anspruch genommen 
• Langfristige Sicherung und Vernetzung von Biotopflächen 
• Ausgleich nahe am Eingriffsort möglich 
• Einbindung der Splittersiedlung Fort Biehler in ein Wohnquartier mit Vorteilen der 

Erreichbarkeit von Infrastruktureinrichtungen 
• Keine Änderung der Kaltluftvolumenstromdichte in bestehenden Wohngebieten durch eine 

neue Bebauung 
• U.s.w. 

 
Manche dieser Vorteile gelten nicht für das erweiterte Gewerbegebiet am Dyckerhoffbruch (B2), 
weshalb der VU-Bericht der Stadtverordnetenversammlung empfiehlt, das Gewerbegebiet B2 aus 
dem Entwicklungsbereich für eine städtebauliche Entwicklungsmaßnahme heraus zu nehmen.   
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Dass insbesondere nur ausgeräumte, konventionell bewirtschaftete Ackerflächen in Anspruch 
genommen werden, ist im Sinne des Natur- und Artenschutzes von besonderer Bedeutung. Die 
HGON hat als Naturschutzverband mit anderen Experten mehrfach in der Vergangenheit darauf 
hingewiesen, dass der ökologische Wert dieser Flächen äußerst gering ist. Mit einer städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme besteht die Chance, die verbleibenden, unbebauten Flächen im Sinne des 
Arten- und Naturschutzes aufzuwerten und die Isolierung der vorhandenen Biotopflächen durch eine 
Vernetzungsstruktur zu beseitigen. 
Sollte die SEG mit der Treuhänderschaft für den weiteren Prozess beauftragt werden, erhofft sie 
sich aus der Zusammenarbeit mit der HGON und anderen Naturschutzverbänden und dem 
Umweltamt eine neue Qualität im Artenreichtum für Wiesbaden zu realisieren.  
 
Kein städtebauliches Entwicklungsprojekt dieser Größenordnung – sei es mit oder ohne 
städtebauliche Entwicklungsmaßnahme – ist in einem Ballungsraum einfach. Bei allen gibt es 
einzelne besondere Herausforderungen, die je nach Standort unterschiedlich sein können. 
Wohnraum für 10.000 Menschen allein durch Nachverdichtung zu erstellen, ist über die schon 
festgelegten Nachverdichtungsprojekte hinaus, auch vor dem zeitlichen Hintergrund schlicht nicht 
möglich, es sei denn man nimmt innerstädtische Grünzüge hierfür in Anspruch. Dies wäre keine 
nachhaltige städtebauliche Strategie für die Landeshauptstadt Wiesbaden.  
 
Der Aspekt Wohnungs- und Gewerbeflächenbedarf wurde im Rahmen der vorbereitenden 
Untersuchungen intensiv bearbeitet. Schaut man in die Zukunft (2025 – 2050) so ist Bedarf und 
Entwicklung nur über Prognosen abzuschätzen. Prognosen können auf unterschiedlichen 
Methoden, Eingangsdaten und Entwicklungsparameter etc. basieren, weshalb sie im Ergebnis 
voneinander abweichen. Da dies der SEG Wiesbaden mbH bekannt ist, stützt sich der VU-Bericht 
auf 13 (!) wissenschaftliche Untersuchungen und zum Wohnraumbedarf exemplarisch auf 3 
Prognosen. Empirica und IWU kommen zu dem Ergebnis einer Minderdeckung von über 10 bzw. 20 
Tausend Wohnungen in den Jahren 2025 – 2050. D. h. selbst bei Realisation einer 
Quartiersentwicklung im Ostfeld bleibt ein weiterer Bedarf. Die Auswirkungen einer Nullvariante sind 
auf S. 263 des VU-Berichts dargestellt und nachlesbar, weshalb diese hier nicht wiederholt werden.  
Wie angesichts dieser Zahlen, wie auch der allgemeinen Diskussion um die Wohnungsnot sowie der 
breiten öffentlichen Forderung nach zusätzlichem Wohnraum in den Ballungszentren in dem Fazit 
des Schreibens der HGON schlussgefolgert wird, dass der forcierte Bau von Wohnungen im Bereich 
Ostfeld nicht erforderlich sei, ist nicht nachvollziehbar.  
 
Nach § 1 Hessischer Gemeindeordnung (HGO) ist die Gemeinde die Grundlage des demokratischen 
Staates und fördert das Wohl ihrer Einwohner .... Das Wohl der Allgemeinheit ist durch den Mangel 
an Wohnraum zum Teil gefährdet. Eine städtebauliche Entwicklungsmaßnahme im Ostfeld soll dem 
Abhilfe verschaffen und für die breite Bevölkerung Wohnraum schaffen. 
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Demgegenüber wird der Verlust von artenarmen, ausgeräumten, mit Chemie „bearbeiteten“ 
landwirtschaftlichen Flächen für höherwertiger erachtet, ohne die schon genannten Chancen für den 
Freiraum bei Durchführung einer Entwicklungsmaßnahme im Ansatz zu thematisieren. Auch dies ist 
aus Sicht der SEG nicht nachvollziehbar. 
 
Im Faktencheck (Anlage 1) werden weitere Aussagen zu den von der HGON getätigten Fragen 
getroffen. 
 
Da dieses Schreiben wie auch die Anlage nicht alle Fragen und Themen aufgreifen kann, wurden 
der HGON weiterführende Gespräche auch mit deren Mitgliedern angeboten. Diese wurden durch 
die HGON bisher jedoch nicht angenommen. 
 
 
 
 



Anlage I 

Faktencheck zur Stellungnahme HGON – AK Wiesbaden-Rheingau-Taunus vom 25.09.2019  

 
Folgende Themen aus dem Faktencheck werden im Folgenden aufgegriffen:  

• Grundlagenermittlungen durch Prognosen 
• angespannter Wohnungsmarkt und Preisentwicklung 
• Zielgrößen des Projekts Ostfeld 
• Ausführungen zum BKA 
• Landschaftsplanerische Rahmenbedingungen 
• Planungskonzeptionen  
• Flächeninanspruchnahme 
• Abgrenzung des Entwicklungsbereichs 
• Standortalternativen 
• Grundsätzliche Fragen 
• Ausführungen zu den Anhängen 1-4 

 
Grundlagenermittlung durch Prognosen 

 

Grundsätzlich folgen Wohnungsbedarfsschätzungen einer gleichen Logik: ausgehend von einer 
Bevölkerungsvorausberechnung wird eine Haushaltentwicklung prognostiziert, aus der ein 
zukünftiger Wohnungsbedarf abgeleitet wird. Alle Wohnungsbedarfsschätzungen haben jedoch 
auch Unterschiede, z.B. unterschiedliche Datenquellen, variierende Annahmen über die zukünftige 
Entwicklung von Einflussgrößen, technische Unterschiede in der Methode der 
Haushaltefortschreibung usw.. Bekannt ist, dass die Schätzverfahren fehlerbehaftet sind. „Über das 
Ausmaß der Schätzfehler liegen aber keine Informationen vor, da die gewählten Verfahren 
(üblicherweise) keine prohabilistischen1 Schätzer sind, aus denen im Rückgriff auf 
wahrscheinlichkeitstheoretische Konzepte Annäherungen an die Fehlerwahrscheinlichkeiten 
möglich wären“ (Stellungnahme zu den aktuellen Wohnungsbedarfsschätzungen für die LH 
Wiesbaden, Amt 1201, Oktober 2018, dein.wiesbaden.de). Damit ist aber auch die Bestimmung der 
Güte der Schätzung nicht ohne weiteres möglich, sondern beschränkt sich auf die Diskussion der 
Plausibilität der Vorgehensweise, der im Kontext der Berechnungen getroffenen theoretischen und 
empirischen Annahmen sowie der Qualität der verwendeten Datenquellen.  
 
Diesen grundsätzlichen Problemen von Prognosen wurde im Rahmen der vorbereitenden 
Untersuchungen dadurch entgegengetreten, dass man sich nicht nur auf eine, sondern auf mehrere 
Prognosen stützen konnte. Hierdurch kann abgesichert werden, dass keine extremen 
Prognoseergebnisse die Grundlage weiterer Planungsüberlegungen bilden. 
In Bezug auf die Wohnbedarfsprognosen wurden bewusst unterschiedliche Studien herangezogen, 
um einen Überblick über die Bandbreite verschiedener Schätzungen zu bekommen und damit eine 
stabile, mittlere Entscheidungsgrundlage zu definieren. Durch die Bandbreite an Prognosen, die 
unterschiedliche Rahmenbedingungen und Annahmen treffen, können die eher konservativen 

 
1
 Eine probabilistische Aussage (auch: Wahrscheinlichkeitsaussage) sagt über einen Sachverhalt (etwa das 

Zustandekommen eines Ereignisses) aus, dass dieser zu einer bestimmten Wahrscheinlichkeit besteht. - Wikipedia, 
Stichwort Prohabilistische Aussage. Zugriff am 29.11.2019. 
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Ergebnisse (z. B. Gutachten empirica) als auch die progressive Studie des IWU-Instituts dabei 
helfen, einen Mittelwert zu bilden.    
 
Die vorliegenden Ergebnisse fließen direkt in die Planungen mit ein, um eine in die Zukunft 
gerichtete, bedarfsgerechte städtebauliche Entwicklung zu ermöglichen. 
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Angespannter Wohnungsmarkt und Preisentwicklung  
 
Es ist allgemein bekannt, dass die Mieten und Kaufpreise für Immobilien sowie die Bodenpreise 
deutschlandweit angestiegen sind. Hierzu müssen lediglich die hiesigen Zeitungen aufgeschlagen 
werden. Für Mietpreise zum Beispiel liegt die Landeshauptstadt Wiesbaden im Jahr 2019 sogar 
unter den Top 10 der teuersten deutschen Städte. Der angespannte Wohnungsmarkt und die 
Preisentwicklungen in den Städten haben unterschiedliche Gründe. Die Preisentwicklung ist auf die 
hohe Nachfrage bei geringem Angebot nach neuen Wohnbauflächen und Wohnungen bei 
gleichzeitiger Steigerung der Attraktivität der Städte für die Bevölkerung zurückzuführen. Hinzu 
kommen gesetzliche Regelungen, die die Baukosten für Neubauwohnungen in die Höhe schnellen 
lassen.   
 
Selbstverständlich versuchen Gemeinden und Städte eine Siedlungsentwicklung auf der grünen 
Wiese und damit im Außenbereich weitgehend zu vermeiden. Auch den vorbereitenden 
Untersuchungen für eine städtebauliche Entwicklungsmaßnahme liegt diese Zielsetzung zu Grunde, 
weshalb das zu mobilisierende Potential eigens analysiert wurde. Hierzu ist man nach dem 
Abwägungsgebot auch verpflichtet, wenn es sinnvolle und zielgerichtete Alternativen gibt. Oftmals, 
so auch der Fall in Wiesbaden, ist es nicht möglich den Wohnraumbedarf ausschließlich im 
Innenbereich zu decken, sodass auch Teile des Außenbereichs im Sinne des 
Gemeinwohlinteresses auf eine Bebaubarkeit geprüft werden müssen.  
 
Der Bericht zu den vorbereitenden Untersuchungen zeigt auf, dass es keine Alternativflächen im 
Innenbereich der Stadt Wiesbaden gibt, die den Bedarf allein decken können. Darüber hinaus ist 
eine Innenentwicklung nicht um jeden Preis anzustreben. Wichtige, z. B. für die Erholung, Freizeit, 
dem Klima- und Naturschutz aber auch dem Artenschutz relevante Grünbereiche innerhalb der 
Innenstädte dürfen einer Bebauung nicht zum Opfer fallen. Auch hat eine weitgehende 
Beschränkung auf den Innenbereich häufig Probleme in den Bereichen der vorhandenen 
Infrastruktur zur Folge.  
Die Städte und Gemeinden haben deswegen keine anderen Möglichkeiten, als neues Bauland im 
Außenbereich zu entwickeln, um einerseits eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu 
ermöglichen und um andererseits den Nachfrageüberhang zu dämpfen. 
 
Das Projekt Ostfeld widmet sich dem Thema Nachhaltigkeit und Flächenschonung in der Form, als 
dass es auf Nachhaltigkeit in vielen Bereichen setzt. Im Energie- und Gebäudesektor, in der 
naturschutzfachlichen Qualifizierung sowie der Schaffung eines kompakten und dichten 
Siedlungskörpers. Die Bandbreite an weiteren Standortalternativen ist beschränkt bzw. nicht 
vorhanden (siehe hierzu WISEK 2030+). Würde kein weiterer Wohnraum geschaffen, hätte dies 
erhebliche soziale Verwerfungen sowie starke Verdrängungseffekte zur Folge. Bereits heute ist 
verstärkt zu beobachten, dass die Mittelschicht nur schwer bezahlbaren Wohnraum findet, mit der 
Folge, dass eine Abwanderung dieser Bevölkerungsschichten ins Umland erfolgt.  
 
Das Instrument der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme leistet einen beträchtlichen Beitrag zur 
Umsetzung einer dem Allgemeinwohl orientierten Planung, die die HGON in Ihrer Stellungnahme 
zum Faktencheck fordert. Es geht nicht um die wirtschaftliche Gewinnmaximierung von Akteuren, 
sondern um die Bereitstellung von Wohnraum für alle Bevölkerungsschichten. Mit der 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme darf grundsätzlich kein Gewinn erwirtschaftet werden (§ 
165 BauGB).   
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Zielgrößen des Projekts Ostfeld 
 
Die im Strukturkonzept für das geplante Stadtquartier vorgesehenen 8.000 bis 12.000 Einwohner 
sowie die dazugehörige soziale und technische Infrastruktur sind Zielgrößen des Gesamtkonzeptes 
und innerhalb des Strukturkonzeptes nach gegenwärtigem Planungsstand zusammen abbildbar. 
Dies wird durch das Ziel eines dichten und kompakten Stadtquartiers ermöglicht. Eine hohe 
städtebauliche Dichte ermöglicht z. B. die Nutzungsmischung auch innerhalb eines Gebäudes. Dies 
kann z. B. bedeuten, dass im Erdgeschoss eine soziale Einrichtung, in den oberen Geschossen 
Wohnnutzung und auf dem Dach des Gebäudes ein Schulhof integriert wird.  
Selbst wenn die in der VU genannten Wohneinheiten aufgrund möglicher städtebaulicher 
Anpassungen im Laufe der Planung nicht im vollen Umfang abbildbar wären, ist das Instrument der 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme geeignet, da die Voraussetzungen des  
§ 165 Absatz 2 und 3 des Baugesetzbuchs erfüllt werden. Das Ostfeld weist eine besondere 
Bedeutung für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung auf. Zum einen soll der erhöhte Bedarf 
an Wohn- und Arbeitsstätten sowie die Errichtung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen 
innerhalb eines absehbaren Zeitraums gedeckt werden. Zum anderen wurde festgestellt, dass der 
prognostizierte Flächenbedarf nicht mit den Instrumenten des allgemeinen Städtebaurechts zu 
decken ist. Das bedeutet, dass die mit der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme angestrebten 
Ziele, insbesondere der schnellen Bereitstellung von preisgünstigem Wohnraum, nicht auf andere 
Art und Weise, z.B. durch die alleinige Änderung des Flächennutzungsplans, einfache 
Bebauungspläne, Baulandumlegung oder städtebauliche Verträge erreicht werden kann.  
 
Ausführungen zum BKA 

 
Das Bundeskriminalamt (BKA) hat Interesse am Standort bekundet, da die Behörde u. a. neue 
Arbeitsplätze schaffen möchte. Das Interesse nach Flächen im Ostfeld ist zu begrüßen, da das BKA 
ein attraktiver und wachsender Arbeitgeber für die Stadt Wiesbaden ist. Es besteht das Risiko der 
Abwanderung des BKA mit nachhaltigen Folgen für die Landeshauptstadt Wiesbaden. Sollte das 
BKA Flächen im Ostfeld erwerben, ist selbstverständlich auch über eine städtebauliche Entwicklung 
der alten BKA Standorte nachzudenken. Die wohnbauliche Nutzung dieser Standorte wäre aufgrund 
der Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung eine denkbare Möglichkeit. 
Bei der möglichen Ansiedlung des BKA wird davon ausgegangen, dass ausreichende 
Flächenangebote für weitere Dienstleistungs- und/oder Gewerbebetriebe zur Verfügung stehen. Der 
durch das BKA übermittelte Bedarf von 14-20 ha ist abhängig von der Grundstücksausnutzung im 
projektierten Gebiet B1. Dies wird im weiteren Verfahren geprüft. 
Die Stadt Wiesbaden befindet sich in enger Abstimmung mit dem BKA. Alle Beteiligten sind sich 
darüber einig, dass möglichst schnell eine Lösung gefunden werden soll, um den Standort des BKA 
in Wiesbaden zu sichern. 
Das Vorhandensein anderer Standorte im Stadtgebiet wurde bereits durch das Stadtplanungsamt 
geprüft und anhand der seitens des BKA formulierten Kriterien an anderer Stelle ausgeschlossen. 
 
 
 
Landschaftsplanerische Rahmenbedingungen 

 

Die Aufwertung des Landschaftsraumes im Sinne des Naturschutzes ist generelles Ziel der 
Planungen zum Ostfeld und greift die Ziele aus der Fortschreibung des Landschaftsplans auf. An 
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dieser Stelle wird auf den Beiplan Grün- und Freiraumvernetzung des Strukturkonzeptes verwiesen. 
Die Umsetzung von Naturschutzmaßnahmen wird im weiteren Planungsprozess konkret untersucht. 
Ein wesentliches Ziel ist die Biotopvernetzung und die Aufwertung der Flächen (Biodiversität), z. B. 
ökologische Landwirtschaft.      
 
Planungskonzeptionen 

 

Die im Laufe des Planungsprozesses entstandenen Entwicklungsszenarien sind das Ergebnis der 
Auseinandersetzung mit unterschiedlichen städtebaulichen Zukunftsvisionen und deren 
Planungsüberlegungen. Die in der Stellungnahme genannten Entwicklungsszenarien „Stadtquartier 
am Fort Biehler“, „Stadtschollen in der Landschaft“ sowie „Entwicklungen am Mobilitätsband“ stellen 
im Rahmen der Abwägung grundsätzlich sich unterscheidende Planungsalternativen dar, die 
hinsichtlich der Raumwiederstände und anderer potentieller Konflikte geprüft wurden. Die 
Komplexität der Untersuchungen geben nicht nur Ausschluss und Eignungsflächen vor, sondern 
lassen auch die Entwicklung von Szenarien zu, deren Umsetzung mit zunehmendem 
Erkenntnisgewinn weiter konkretisiert wird.    
Durch öffentliche Diskussionen sowie mit der Beteiligung unterschiedlicher Akteure ist im 
Abwägungsprozess das vorliegende Strukturkonzept als Ergebnis entstanden. 
 
Selbstverständlich wird auch im Zuge der Erstellung einer neuen Siedlungsfläche (Strukturkonzept) 
ein neuer Vorort von Wiesbaden entstehen, der jedoch gut an die Gesamtstadt und seine Umgebung 
angebunden wird. Das Mobilitätskonzept zeigt die Verknüpfung durch unterschiedliche 
Wegebeziehungen an die angrenzenden Stadt- und Ortsteile und ermöglicht hierdurch die 
Integration des Ostfeld in die Gesamtstadt.  
 
Flächeninanspruchnahme 

 
In der Flächenbilanz des Strukturkonzepts ist die innere Verkehrsinfrastruktur in der festgelegten 
Bruttofläche des Stadtquartiers bereits enthalten (siehe unten). Die Bruttofläche des Stadtquartiers 
hat insgesamt eine Größe von 67,5 ha und setzt sich folgendermaßen zusammen: 
 

➢ Bauflächen netto, 38,9 ha  
➢ Erschließung, Straßen und Plätze, 13,5 ha und 
➢ Öffentliches Grün, 15,1 ha 

 
Die im Faktencheck des Trägers dargestellten 131 ha für Wohnen und Arbeiten beziehen sich auf 
die Gesamtfläche eines der 3 Entwicklungsszenarien, die im Rahmen früherer 
Planungskonzeptionen entstanden sind und somit nicht auf das nun vorliegende Strukturkonzept. 
 
Abgrenzung des Entwicklungsbereichs 

 

Eine Verkleinerung des Entwicklungsbereichs hätte keine Auswirkungen auf die rechtlichen 
Voraussetzungen für eine städtebauliche Entwicklungsmaßnahme. Im Bericht zu den 
vorbereitenden Untersuchungen wird darauf hingewiesen, dass unterschiedliche Gründe für die 
Herausnahme des Gewerbegebiets B2 aus dem Entwicklungsbereich sprechen. Die 
Grundstücksverhältnisse sind hier eindeutig. Die Flächen befinden sich im städtischen Eigentum. Im 
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Gegensatz zu den restlichen Flächen im Untersuchungsgebiet existiert für den Bereich B2 bereits 
ein Bebauungsplan. 
Ob die Gewerbefläche B2 ein Bestandteil der Entwicklungssatzung wird, muss politisch beschlossen 
werden.  
 
Standortalternativen 

 

Wie im Faktencheck aus der Stellungnahme der SEG mbH an den BUND richtig zitiert wurde, gibt 
es keine Standortalternativen für den prognostizierten Wohn- und Gewerbeflächenbedarf. Keine 
Standortalternativen bedeutet auch, dass trotz der Potentiale durch Innenentwicklung und 
Nachverdichtung, die Entwicklung des Ostfeld zusätzlich notwendig ist.   
In den Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung hat sich gezeigt, dass selbst nach Umsetzung des 
Projekts Ostfeld nach gegenwärtigem Stand der Prognosen, Wohnungen fehlen werden.   
 
Grundsätzliche Fragen  

 
Bei einer phasenweisen Entwicklung des Wohngebiets könnten die ersten Wohnungen nach 
derzeitigem Stand ab 2027 gebaut werden. Zu diesem Zeitpunkt werden dann schon die ersten 
Baustraßen sowie (hoffentlich) die Citybahntrasse vorhanden sein. Eine Garantie auf die Frage der 
bis zu diesem Zeitpunkt im übrigen Stadtgebiet fertig gestellten Wohneinheiten, kann nicht gegeben 
werden. Der Bau von Wohnungen ist von unterschiedlichen Faktoren abhängig: 
 

• Geltendes Planungsrecht 
• Baugenehmigungen 
• Finanzierungsprobleme 
• mögliche unklare Vertragslagen 
• Bauinsolvenzen 
• personelle Engpässe beim Auftragnehmer 
• Streitigkeiten über Nachträge 
• Vorliegen und Beseitigung von Mängeln am Bau 
• Bauverzögerungen durch Sonderwünsche 
usw. 

 
Auf die Frage, welcher Bedarf nach der Deckung der bereits in Planung befindlichen Bauprojekte in 
Wiesbaden notwendig ist, wird auf den Bericht zu den vorbereitenden Untersuchungen verwiesen. 
 
Ausführungen zu den Anhängen 1-4 

 

Die Beantwortung der Ausführungen zu den Anhängen 1-4 im Faktencheck sind bereits im Bericht 
zu den vorbereitenden Untersuchungen enthalten und werden aus diesem Grund nicht noch einmal 
wiederholt. Darüber hinaus hat die SEG der HGON Termingespräche zur Erläuterung angeboten, 
die nur zum Teil angenommen wurden. Die SEG wird die HGON weiterhin am Verfahren beteiligen. 
 










































